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Das neue Personengesellschaftsrecht –

 Grundlegende Änderungen durch das MoPeG

Das MoPeG tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. 

Im Folgenden möchten wir Ihnen einen Überblick über die  

aus unserer Sicht wichtigsten Gesetzesänderungen geben. 

A. Änderungen im Einzelnen

I. Zur GbR im Einzelnen

1. Rechtsnatur der GbR 

Gemäß der Neufassung des § 705 Abs. 2 BGB n.F. wird  

zwischen der „nicht rechtsfähigen Gesellschaft“ und der 

„rechtsfähigen Gesellschaft“ unterschieden. Dabei wird  

im Ergebnis die zweigleisige Unterscheidung zwischen  

Innen- und Außengesellschaft nach derzeitiger Rechtslage  

bzw. Rechtsprechung fortgeführt.

Das Gesetz ist im Grundsatz auf die rechtsfähige Gesellschaft 

ausgerichtet, welche im Gegensatz zur nicht rechtsfähigen 

Gesellschaft Trägerin von Rechten und Pflichten sein kann und 

über ein eigenes Gesellschaftsvermögen verfügt. In letzterem 

liegt ein eklatanter Unterschied zum bisherigen Verständnis 

der Rechtsnatur der GbR. Der Gesetzgeber hat sich entgegen 

der bisherigen Handhabe dazu entschieden, die Gesamthand 

und somit auch das Gesamthandsprinzip aufzugeben und der 

Gesellschaft das Vermögen als solches zuzuordnen. 

Entscheidendes Kriterium für die Rechtsfähigkeit der GbR 

bleibt zunächst die Teilnahme am Rechtsverkehr, welche dem 

Willen der Gesellschafter unterliegt. Gleichwohl wird dieser 

Wille der Gesellschafter gem. § 705 Abs. 3 BGB n.F. vermutet, 

sobald Gegenstand der Gesellschaft der Betrieb eines Unter-

nehmens unter gemeinschaftlichem Namen ist. Gegenüber 

Dritten entsteht die Gesellschaft, sobald sie mit Zustimmung 

sämtlicher Gesellschafter am Rechtsverkehr teilnimmt, jedoch 

spätestens mit Eintragung in das Gesellschaftsregister. 

Durch das am 25. Juni 2021 verabschiedete und am 17. August 2021 im Bundesgesetzblatt 

verkündete Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) erfährt das 

Personengesellschaftsrecht grundlegende Änderungen.  Wesentliches Ziel des MoPeG ist es, 

das Personengesellschaftsrecht an die heutigen Bedürfnisse der Praxis anzupassen.



CORPORATE. 
M&A

2. Eintragung der GbR im Gesellschaftsregister

Die §§ 707 ff. BGB n.F. regeln die neue Registerfähigkeit  

der GbR. Zweck des Gesellschaftsregisters ist die  

Beseitigung des bisherigen Publizitätsdefizits der GbR.  

Durch die Eintragung im neu zu implementierenden  

sog. Gesellschaftsregister besteht nun auch für die GbR  

eine mit dem Handelsregister vergleichbare Registerpublizität 

bzw.  Gutglaubensschutz hinsichtlich der GbR. Als Nebenfolge 

der Eintragung unterliegt die neue eGbR auch der  

Transparenzregisterpublizität.

Das Gesellschaftsregister wird bei den Amtsgerichten geführt. 

Die Eintragung ist grundsätzlich rein fakultativ, d.h. es besteht 

grundsätzlich keine Pflicht zur Eintragung.

Wichtig:

Eine Pflicht zur Eintragung besteht jedoch, sobald es um  

den Erwerb von oder die Verfügung über

•	 in öffentlichen Registern einzutragende Rechte,

•	 Aktien,

•	 GmbH-Geschäftsanteile,

•	 Marken-/ und Patentrechte oder

•	 Rechte an Grundstücken 

geht. Darüber hinaus erfordert auch ein Statuswechsel der  

GbR nach § 707c HGB n.F. und dem UmwG eine Eintragung in 

das Gesellschaftsregister. Überdies kann eine GbR nur als 

Gesellschafter einer anderen Gesellschaft eingetragen werden,  

wenn sie ebenfalls im Gesellschaftsregister eingetragen ist.

Die Eintragung selbst ist an keine Frist gebunden und findet 

überdies ausschließlich elektronisch in öffentlich beglaubigter 

Form statt. Wie auch bei den anderen Personengesellschaften 

sind etwaige Anmeldungen zur Eintragung grundsätzlich  

von allen Gesellschaftern der GbR zu bewirken. 

Nach der Eintragung ist die Gesellschaft verpflichtet den 

Namenszusatz “eingetragene Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts“ oder „eGbR“ zu tragen. Haftet in einer eingetragenen 

Gesellschaft keine einzige natürliche Person als Gesellschafter, 

so muss die etwaige Haftungsbeschränkung im Namen 

gekennzeichnet werden. 

3. Umwandlungsfähigkeit und Statuswechsel der GbR

Mit der Änderung des § 3 Abs. 1 Nr. 1 UmwG n.F. wird die 

eingetragene GbR nun als weiterer umwandlungsfähiger 

Rechtsträger in die Aufzählung aufgenommen. Sie kann  

damit aktiver und passiver Rechtsträger von Verschmelzungen 

oder Spaltungen sein. 

§ 707c Abs. 1 BGB n.F. erlaubt der eGbR zudem einen  

Statuswechsel durch „Umtragung“ in das Handelsregister.  

Auch ein umgekehrter Statuswechsel aus dem Handels- 

register in das Gesellschaftsregister ist möglich.

4. Haftung der GbR-Gesellschafter 

Die Haftung der Gesellschafter bleibt grundsätzlich  

unverändert. Erwähnenswert ist jedoch, dass sich die  

analoge Anwendung des § 130 HGB für Altverbindlichkeiten  

des eintretenden Gesellschafters erübrigt, da dieser Fall  

in § 721a BGB n.F. eine Regelung fand. 

5. Auswirkungen für „Alt-GbR“

Das MoPeG gilt sowohl für „Neu-GbR“ als auch für „Alt-GbR“. 

 

Beispiel: Eine GbR („Alt-GbR“) erwirbt im Jahr 2022 ein 

Grundstück in München. 

Es besteht keine rückwirkende Pflicht zur Eintragung einer 

„Alt-GbR“ in das Gesellschaftsregister, um den bisherigen 

materiell-rechtlichen Istzustand als Eigentümerin des  

Grundstücks beizubehalten.  



Var. 1: Möchte die „Alt-GbR“ ihr Altgrundstück veräußern,  

trifft sie eine sog. „Registersperre“. Sie muss sich zunächst  

in das Gesellschaftsregister eintragen lassen, damit sie  

das Grundstück veräußern kann.  

Var. 2: Möchte besagte „Alt-GbR“ ein weiteres Grundstück 

erwerben, trifft sie dieselbe Pflicht zur Eintragung in das 

Gesellschaftsregister, wie es auch bei einer „Neu-GbR“  

der Fall wäre. 

II. Zu GbR, OHG, KG

1. �Das neue Sitzwahlrecht / Gesellschafts-  

und Verwaltungssitz

Eine weitere Änderung stellt das neue Sitzwahlrecht gemäß  

§ 706 BGB n.F. dar, welches für GbR, OHG und die KG gilt. 

Hiernach ist der Sitz der Gesellschaft grundsätzlich der Ort,  

an welchem die Geschäfte der Gesellschaft tatsächlich geführt 

werden (Verwaltungssitz). Bei einer eGbR, einer OHG und  

einer KG kann nun jedoch auch ein von dem Verwaltungssitz 

abweichender Ort im Inland als Sitz vereinbart werden 

(Vertragssitz). 

Dies hat zur Folge, dass in Zukunft aufgrund der freies Sitz-

wahlrechts sämtliche Geschäftstätigkeiten von Personen

gesellschaften im Ausland erfolgen können und dennoch  

der Status einer deutschen Personengesellschaft bestehen 

bleibt, was zuvor den Kapitalgesellschaften vorbehalten war. 

2. Beteiligungsverhältnisse und Stimmkraft

Bisher richteten sich die Anteile am Gewinn und Verlust  

sowie die Stimmrechte bei den Personengesellschaften  

nach Kopfteilen, also der Zahl der Gesellschafter. 

Durch die § 709 Abs. 3 BGB n.F. und § 120 Abs. 1 S. 2 HGB n.F. 

richten sich Gewinn und Verlust sowie die Stimmkraft von nun 

an nach vereinbarten Beteiligungsverhältnissen und hilfsweise 

nach dem Verhältnis der vereinbarten Werte der jeweiligen 

Beiträge der Gesellschafter. Aufgrund der jeweiligen Zweifels-

regelungen empfiehlt es sich, sowohl bei bestehenden als auch 

bei neuen Gesellschaften darauf zu achten, dass die Beteiligungs- 

verhältnisse und Beiträge der Gesellschafter entsprechend korrekt 

vereinbart werden. Ist nichts geregelt, sind alle Gesellschafter 

weiterhin zu gleichen Teilen berechtigt und verpflichtet. 

3. Informationsrechte und –pflichten

Über die vor der Einführung des MoPeG bestehenden Informati-

onsrechte der Gesellschafter einer GbR und der Personenhan-

delsgesellschaften, gehen die neuen Regelungen des MoPeG 

hinaus. Hierbei wird auch eine aktive Benachrichtigungspflicht 

durch den geschäftsführungsbefugten Gesellschafter einge-

führt. Die Informationsrechte der Kommanditisten werden für 

die KG in § 166 HGB n.F. geregelt. 

III. Zu OHG und KG im Einzelnen

1. Beschlussverfahren und -mängelrecht

Durch das MoPeG wird erstmalig ein Beschlussmängelrecht  

für Personen(handels)gesellschaften eingeführt. Ursprünglich 

waren fehlerhafte Gesellschafterbeschlüsse und das (gerichtliche) 

Vorgehen dagegen nicht gesetzlich reguliert. In der Folge 

waren fehlerhafte Gesellschafterbeschlüsse stets nichtig und 

konnten, vorbehaltlich anderweitiger Regelungen im Gesell-

schaftsvertrag, zeitlich unbegrenzt bis zur Grenze der Verwir-

kung angegriffen werden. Durch das neue, weitestgehend  

am Beschlussmängelrecht der AG orientierte System, wird 

zwischen der Anfechtbarkeit und Nichtigkeit von Gesell

schafterbeschlüssen unterschieden. 

Sofern ein Beschluss in seinem Inhalt gegen Rechtsvor

schriften verstößt, auf deren Einhaltung die Gesellschafter 

nicht verzichten können, oder der Beschluss nach einer  

Anfechtungsklage durch Urteil rechtskräftig für nichtig  

erklärt worden ist ist dieser von Anfang an nichtig. Eine 

Nichtigkeitsklage sieht nach wie vor keine Klagefrist vor.
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Stellt der Beschluss lediglich einen Verstoß gegen sonstige 

Vorschriften dar, so kann dieser mit einer Anfechtungsklage 

innerhalb von drei Monaten angegriffen werden.

Klagebefugt ist in beiden Fällen jeder Gesellschafter, der oder 

dessen Rechtsvorgänger im Zeitpunkt der Beschlussfassung 

der Gesellschaft angehört hat. Die Klage ist gegen die  

Gesellschaft zu richten. 

Die Anwendbarkeit dieser für die Personenhandelsgesell

schaften geltenden Regelungen können auch für die GbR durch 

Bestimmung im Gesellschaftsvertrag vereinbart werden.

2. Freiberufliche Gesellschaft

Durch die neugeschaffene Regelung in § 107 Abs. 1 S. 2  

HGB n.F. können nun auch die Angehörigen der freien Berufe 

(Rechtsanwalt, Ingenieur, Arzt) Personenhandelsgesellschaften 

zur Ausübung ihrer Tätigkeit gründen. Die Möglichkeit der 

Organisation in einer Personenhandelsgesellschaften für die 

freien Berufe findet jedoch seine Grenzen unter anderem in den 

berufsrechtlichen Regelungen sowie in Vorgaben von Bund  

und Ländern, welche die Kapitalbeteiligung von nicht zu den 

Berufsträgern gehörenden Gesellschaftern regulieren können. 

IV. Steuerliche Auswirkungen

Der Gesetzgeber wollte nach eigener Aussage grundsätzlich 

keine steuerlichen Folgen mit dem MoPeG herbeiführen. 

Problematisch ist indes, dass der Gesetzgeber das rechtliche 

Konstrukt der „Gesamthand“ abgeschafft hat und eine Vielzahl 

steuerlicher Normen auf dieses Konstrukt weiterhin Bezug 

nehmen. Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass es 

in den Bereichen der Grunderwerbssteuer, der Einkommens-

steuer und der Erbschafts- und Schenkungssteuer zu weiteren 

steuerlichen Konsequenzen kommen wird. Es ist abzuwarten, 

ob der Gesetzgeber die steuerlichen Normen anpassen wird, 

oder an anderer Stelle klarstellt, dass das Gesellschafts

vermögen der GbR als Gesamthand zu behandeln ist. 

B. Handlungsbedarf

Zwar tritt das MoPeG erst zum 1. Januar 2024 in Kraft.

Gleichwohl sollten die Regelungen des MoPeG bereits jetzt  

bei nachfolgenden Sachverhalten und Maßnahmen geprüft  

und bedacht werden bei: 

•	 Neugründungen

•	 Umstrukturierungen

•	 Entwurf neuer Gesellschaftsverträge

•	 Anpassung alter Gesellschaftsverträge

•	 Asset Deals/Erwerb von Grundstücken

•	 GbR in Gesellschafterstellung 

Bewertung & Ausblick 

Durch das MoPeG wird das Personengesellschaftsrecht 

grundlegend und umfassend reformiert, insbesondere  

mit Blick auf die GbR. 

Zwar tritt das MoPeG erst zum 1. Januar 2024 in Kraft.  

Dennoch empfehlen wir bereits jetzt zu überprüfen, inwieweit 

Anpassungsbedarf bei bereits existierenden Gesellschaften 

besteht und was in Zukunft bei der Gründung und der  

Führung von Personengesellschaften beachtet werden muss.

Das Corporate Team von ARNECKE SIBETH DABELSTEIN  

hat sich eingehend dem dem MoPeG und den daraus  

resultierenden Änderungen des Personengesellschaftsrechts 

auseinandergesetzt und steht Ihnen gerne beratend zur Seite.  
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